Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Drucksache 11/3842 


16.01.89 


Sachgebiet 2129 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Garbe, Frau Hensel, Brauer 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/3781 — 


Giftmüllverbrennung auf Hoher See 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 13. Januar 
1989 - See 18/14.80.00-2/88 - die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß die Verbren- 
nung von Abfällen auf Hoher See schnellstmöglich reduziert und 
spätestens Ende 1994 beendet sein muß. Dies ist auch in dem 
10-Punkte-Katalog zum Schutz der Nord- und Ostsee deutlich 
gemacht worden. Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
GRÜNEN diese Auffassung im Interesse des Schutzes der Nord- 
see unterstützen. 

Unverkennbar ist, daß die Verbrennung der Abfälle auf Hoher 
See erst eingestellt werden kann, wenn die Abfälle entweder 
nicht mehr anfallen, d. h. vermieden, oder an Land entsorgt, d. h. 
verwertet oder sonstig entsorgt werden können. 

Möglichkeiten zur Vermeidung der auf See verbrannten chlor- 
kohlenwasserstoff-haltigen Abfälle, wie beispielsweise interne 
Kreislaufführung oder Substitution der Chlorkohlenwasserstoffe, 
werden bereits genutzt. Weitere Möglichkeiten müssen entwic- 
kelt werden. Diese Maßnahmen führen allerdings kurzfristig nicht 
zu einer ins Gewicht fallenden Verminderung der Abfallmenge, 
da sie konstruktive und apparative Änderungen bei der Produk- 
tion bedingen. Einem sofortigen generellen Verbot dieser Stoffe 
stehen zwingende öffentliche Interessen entgegen. 

Chlorkohlenwasserstoff-haltige Abfälle werden zunehmend auf- 
gearbeitet. Weitere ungenutzte Aufarbeitungskapazitäten müssen 
verfügbar gemacht werden. Voraussetzung für ihre Nutzung ist 
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allerdings, daß die Abfälle je nach Art des darin enthaltenen 
Chlorkohlenwasserstoffs getrennt gehalten werden und die Her- 
steller oder Vertreiber zur Rücknahme der Abfälle verpflichtet 
werden. Entsprechende Regelungen sieht die Bundesregierung in 
einer Rechtsverordnung vor, die sich derzeit im Abstimmungsver- 
fahren befindet. 

Eine andere Verwertungsmöglichkeit besteht darin, die Abfälle 
thermisch zu behandeln und eine vermarktbare Salzsäure zu ge- 
winnen. Eine solche Anlage befindet sich seit November 1986 im 
Planfeststellungsverfahren. 

Als sonstige Entsorgung an Land kommt nach dem Stand der 
Technik nur die thermische Behandlung der Abfälle in Frage. 

Eine intensive Prüfung der Bundesregierung unter Beteiligung 
der Länder und der Industrie zu den Vermeidungspotentialen und 
den vorhandenen Verwertungs- und Verbrennungskapazitäten 
an Land hat ergeben, daß die Verbrennung auf See schrittweise 
reduziert, aber vor 1995 nicht vollständig eingestellt werden kann. 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn die GRÜNEN im 
Interesse einer baldigen Beendigung der Verbrennung von Abfäl- 
len auf See die Errichtung der notwendigen Verbrennungsan- 
lagen an Land, vor allem der Anlage zur Salzsäuregewinnung 
unterstützen würden. 

Die Durchführung der bundesrechtlichen Vorschriften obhegt den 
Ländern in eigener Zuständigkeit. Die Bundesregierung verfügt 
nicht über eigene Kenntnisse, welche Anforderungen von den 
Verwaltungsbehörden der Länder im Genehmigungs- und Über- 
wachungsverfahren im Einzelfall getroffen werden. Von Rückfra- 
gen bei den zuständigen Ministerien der Länder wurde mit Rück- 
sicht auf den erheblichen Zeit- und Verwaltungsaufwand abge- 
sehen. Der Bundesregierung liegen daher die erforderlichen 
Kenntnisse zur Beantwortung derjenigen Fragen, die in die Zu- 
ständigkeit der Länder fallen, nicht vor. 


1. Für welche Stoffe und für welche Mengen an Stoffen wurden für 
den Zeitraum nach dem 30. September 1988 Anträge zur Ver- 
brennung auf Hoher See gestellt, und welche dieser Anträge wur- 
den positiv beschieden? 

2. Welche Firmen haben für welche Stoffe und in welchen Mengen 
Anträge auf Seeverbrennung gestellt, und für welche Stoffe und in 
welchen Mengen wurde diesen Firmen die Verbrennung geneh- 
migt? 


Bei den Abfällen handelt es sich um hoch-, mittel- und niedrig- 
chlorierte Kohlenwasserstoffe (CKW), die zusätzlich Metallanteile 
in Spuren enthalten. Etwa 35 % der Abfälle stammen aus Produk- 
tionsprozessen der Großchemie, z.B. aus der Herstellung von 
Vinylchlorid und Glyzerin. Die anderen Abfälle stammen von 
etwa 2 500 Mittel- und Kleinbetrieben. Es handelt sich dabei 
insbesondere um Rückstände aus der vielfältigen Anwendung 
von CKW- Lösemitteln in Industrie, Gewerbe und Haushalt sowie 
aus der Aufbereitung von Altöl und Sonderabfällen. 
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Bei dem nach dem Hohe-See-Einbringungsgesetz (Gesetz zu den 
Übereinkommen vom 15. Februar 1972 und 29. Dezember 1972 
zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch das Einbringen 
von Abfällen durch Schiffe und Luftfahrzeuge - BGBl. 1977 II 
S. 165) zuständigen Deutschen Hydrographischen Institut (DHI) 
sind für den Zeitraum nach dem 30. September 1988 drei Anträge 
zur Verbrennung auf Hoher See gestellt worden. Es handelt sich 
dabei um 

— einen Antrag der Firma G.V.S. (Gesellschaft für Verbrennung 
auf See mbH & Co. KG) auf Verbrennung von 41 000 t Abfall- 
stoffen deutscher Herkunft in der Zeit vom 1. Oktober 1988 bis 
zum 30. September 1989; das DHI hat zunächst bis zum 31. De- 
zember 1988 die Verbrennung von 7 500 t erlaubt und den An- 
trag hinsichtlich weiterer 7 600 t abgelehnt; im übrigen ist der 
Antrag noch nicht beschieden; 

— einen Antrag der Firma G.V.S. auf Verbrennung von 13 950 t 
Abfällen belgischer Firmen für die Zeit vom 1. Oktober 1988 bis 
30. September 1989; das DHI hat hierfür eine Erlaubnis erteüt; 

— einen Antrag der Firma Solvay & Cie., Brüssel, für die Verbren- 
nung von jährlich 8 950 t Abfällen aus der Vinylchlorid-Herstel- 
lung und der Chlorolyse in belgischen und französischen Pro- 
duktionsstätten und 2 700 t aus der Glyzerin-Herstellung in der 
Bundesrepublik Deutschland; dieser Antrag ist noch nicht be- 
schieden. 


3. Mit welcher Begründung wurden den Antragstellern die Verbren- 
nungserlaubnisse erteilt oder gegebenenfalls nicht erteilt? 


Da das Deutsche Hydrographische Institut aufgrund neuer wis- 
senschaftlicher Erkenntnisse bei der Verbrennung von Abfällen 
auf See die Besorgnis nachteiliger Auswirkungen auf die Meeres- 
umwelt annimmt, hat es Erlaubnisse nur erteilt, sofern nach Arti- 
kel 2 Abs. 4 Hohe-See-Einbringungsgesetz zwingende öffentliche 
Interessen vorliegen. Außerdem hat das DHI die Erlaubnis für 
solche Abfälle versagt, die Dioxine oder Furane enthalten oder die 
an Land beseitigt werden können. 


4. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß das Fehlen einer ander- 
weitigen Entsorgungsmöglichkeit zur Begründung des zwingenden 
öffentlichen Interesses ausreicht? Wenn ja, warum, wenn nein, 
welche weiteren Gründe hegen den jeweiligen Erlaubnissen zu- 
grunde? 


Nein. Es muß auch geprüft werden, ob die Abfälle aufgrund zwin- 
gender öffentlicher Interessen überhaupt anfallen müssen. Dies ist 
zu bejahen. Die auf See verbrannten Abfälle fallen notwendiger- 
weise an, weil sie beim Einsatz von CKW in zahlreichen unver- 
zichtbaren Produktions- und Dienstleistungsbereichen entstehen. 
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5. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung darüber vor, 
welche Folgen die Versagung von Erlaubnissen haben würden? 


Die Versagung von Verbrennungserlaubnissen würde zu einer 
weiteren Verschärfung des bestehenden Entsorgungsnotstandes 
mit der Gefahr unzulässiger Entsorgungspraktiken mit nicht hin- 
nehmbaren Auswirkungen auf die Umwelt oder zu einem ver- 
stärkten Abfall-Export führen. Im übrigen wird auf die Antwort zu 
Frage 4 verwiesen. 


6. Liegen der Bundesregierung Stellungnahmen des Umweltbundes- 
amts oder des Deutschen Hydrographischen Instituts vor, demzu- 
folge die Einhaltung der Eckdaten des „10-Punkte-Katalogs" nicht 
gewährleistet ist? 

Nein. 


7. Wie lange gelten die ausgesprochenen Erlaubnisse, und mit wel- 
chen Begründungen hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
längerfristige Erlaubnisse auszusprechen? 


Die am 31. Dezember 1988 ausgelaufenen Erlaubnisse sind auf 
ein Vierteljahr befristet worden. Weitere Erlaubnisse für den 
beantragten Zeitraum bis zum 30. September 1989 sind vertretbar, 
wenn die betroffenen Firmen mit allem Nachdruck die notwendi- 
gen Maßnahmen zur künftigen Vermeidung, Verwertung oder 
anderweitigen Entsorgung der Abfälle vorantreiben. 


8. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung darüber, wo und wie 
die nicht zur Verbrennung zugelassenen Stoffe „ entsorgt" wurden? 

9. Was geschah mit diesen Stoffen und wo befinden sie sich jetzt? 

Neben der vom DHI zugelassenen Verbrennung auf dem Ver- 
brennungsschiff „Vesta" fand eine Verbrennung auf dem Ver- 
brennungsschiff „Vulcanus II" statt. Weitere Mengen wurden an 
Land verbrannt oder aufgearbeitet. Nähere Angaben, wo die Ab- 
fälle an Land verbrannt oder aufgearbeitet worden sind, liegen 
der Bundesregierung nicht vor, da dies in die Zuständigkeit der 
Länder fällt. 


10. Befinden sich unter den zur Verbrennung zugelassenen Stoffen 
solche aus dem Ausland? Wenn ja, um welche Stoffe handelt es sich 
hierbei? 

11. Welche Firmen haben eine Erlaubnis zur Verbrennung von Stoffen 
aus ausländischer Produktion beantragt? 


Ja, wie in der Antwort zu Fragen 1 und 2 ausgeführt. 
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12. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß es im „dringenden 
öffentlichen Interesse" sein kann, Stoffe aus dem Ausland zu ver- 
brennen, und wurden bisher schon Stoffe, die aus dem Ausland 
stammen, mit der Begründung, es läge im dringenden öffentlichen 
Interesse, verbrannt? 


Ja. 


13. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es überhaupt im 
öffentlichen Interesse sein kann, hochgiftige Abfälle auf See zu ver- 
brennen und dadurch die Nordsee mit großen Mengen an krebs- 
erregenden und erbgutändemden Stoffen zu belasten? Wenn ja, 
mit welcher Begründung? 

14. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß es eher im öffentlichen 
Interesse ist, durch die Verbrennung von großen Mengen haloge- 
nierter Kohlenwasserstoffe die Nordsee schwer zu belasten, als 
durch den Verzicht darauf das ökologische Überleben der Nordsee 
zu ermöglichen? 


Aufgrund der hohen Vernichtungseffizienz trägt die Abfallver- 
brennung auf See nur in äußerst geringem Maße zur Gesamtbe- 
lastung der Nordsee bei. In Anwendung des Vorsorgeprinzips 
verfolgt die Bundesregierung das Ziel, die Abfallverbrennung auf 
See schrittweise zu reduzieren und bis Ende 1994 ganz einzustel- 
len. Dieses Ziel könnte schneller erreicht werden, wenn die erfor- 
derlichen Anlagen zur Entsorgung an Land rascher verfügbar 
gemacht würden. Nach Kenntnis der Bundesregierung stehen 
dem weder technische noch Finanzierungsgründe entgegen, son- 
dern langwierige Genehmigungsverfahren. 


15. Hält es die Bundesregierung angesichts der Tatsache, daß die meist 
krebserregenden und erbgutändemden halogenierten Kohlenwas- 
serstoffe insbesondere als Lösemittel bei der Produktion, der 
Anwendung und als Abfallstoff in jedem Stadium die Menschen 
und die gesamte Umwelt belasten, nicht für notwendig, diese Stoffe 
generell zu verbieten? Oder sind das Leben und die Gesundheit der 
Menschen sowie ein funktionierendes Ökosystem weniger wert als 
die Profite der Hersteller und das Festhalten an überholten Techno- 
logien? 


Auf die Antwort zu Frage 4 wird verwiesen. Die Wirtschaft ist auf- 
gefordert, für die CKW andere umweltfreundliche Stoffe oder Ver- 
fahren zu entwickeln. 


16. Hat der Verband der Chemischen Industrie (VCI) oder haben ein- 
zelne Firmen Pläne, insbesondere verbindliche Zeitpläne, vorge- 
legt, die Seeverbrennung zu beenden? 


Auf Veranlassung der Bundesregierung hat der Verband der 
Chemischen Industrie eine Studie „CKW-Lösemittel - Der deut- 
sche Markt, Verwendung, Substitutionsmöglichkeiten, Möglich- 
keiten der Aufarbeitung und Verbrennung CKW-haltiger Rück- 
stände bzw. Abfälle. Entwicklung 1986 bis 1990/1995" sowie 
einen Plan zur Beendigung der Verbrennung produktionsspezifi- 
scher CKW-haltiger Abfälle auf See vorgelegt. 
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17. Ist die Bundesregierung bereit, diese Pläne schriftlich dem Deutr 
sehen Bundestag vorzulegen? Wenn nein, warum nicht? 


Ja. 


18. Hat die Bundesregierung den Abfallproduzenten Auflagen 
gemacht, damit in Zukunft weniger oder gar keine Abfallstoffe 
mehr entstehen? Wenn ja, welche, wenn nein, warum nicht? 


Die Befristungen der Erlaubnisse sowie umfangreiche Auflagen 
dienen dazu, konkrete Maßnahmen zur künftigen Vermeidung, 
Verwertung oder sonstigen Entsorgung schnellstmöglich festzu- 
legen und durchzusetzen. 


19. Ist die Bundesregierung bereit, Stoffverbote auszusprechen 
(schwarze Liste), da freiwillige Zugeständnisse der Industrie kaum 
Wirkung haben? Wenn ja, um welche handelt es sich und wann 
sind diese zu erwarten? Wenn nein, mit welcher Begründung? 


Die Bundesregierung prüft derzeit, welche CKW-haltigen Löse- 
mittel nur für bestimmte Verwendungen oder welche künftig 
überhaupt nicht in Verkehr gebracht werden dürfen. 


20. Welche Schritte hat die Bundesregierung unternommen oder will 
die Bundesregierung unternehmen, damit zukünftig keine chlorier- 
ten Kohlenwasserstoffe mehr anfallen, die dann per Verbrennung 
entsorgt werden sollen? 


Auf die Antworten zu den Fragen 18 und 19 wird verwiesen. Die 
Bundesregierung fördert Forschungsvorhaben und modellhafte 
Demonstrationsanlagen, um die großtechnischen Voraussetzun- 
gen zur Vermeidung und Verwertung von CKW-haltigen Abfällen 
zu schaffen. Hierzu zählt insbesondere die Substitution von CKW- 
Lösemitteln im Bereich der Metall- und Kunststoffoberflächen- 
reinigung durch wäßrige Reinigungssysteme. 


21. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß es „Stand der Technik" 
ist, chlorierte Kohlenwasserstoffe in der Weise zu verbrennen, wie 
es auf dem bundesdeutschen Verbrennungsschiff „Vesta" ge- 
schieht? 


Das Verbrennungsschiff „Vesta" entspricht dem Stand der Tech- 
nik, wie er sich aus den im Rahmen der Übereinkommen von Lon- 
don und Oslo erarbeiteten Richtlinien für die Verbrennung von 
Abfällen auf See ergibt. 


22. Welche Erlaubnisse hat das Verbrennungsschiff „Vesta"? 
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Neben den erforderlichen Schiffszeugnissen verfügt die „Vesta" 
über eine vom DHI erteilte förmliche Zulassung der Verbren- 
nungsanlage. 


23. Hat die „ Vesta " eine Erlaubnis gemäß BImSchG, und werden die 
entsprechenden Grenzwerte der TA Luft eingehalten? 


Nach Kenntnis der Bundesregierung hat die „Vesta" keine Er- 
laubnis nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz, 


24. Wenn das Verbrennungsschiff „Vesta" gemäß BImSchG noch keine 
Erlaubnis hat, ist die Bundesregierung der Meinung, daß es gemäß 
BImSchG genehmigt werden könne? 

25. Falls nein, aus welchen technischen Gründen? 


Die Beurteilung darüber, ob Genehmigungsvoraussetzungen er- 
füllt werden, obliegt den für den Vollzug des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes zuständigen Landesbehörden. 


26. Ist der Bundesregierung die Zusammensetzung des Verbrennungs- 
guts bekannt? Wenn ja, um welche Stoffe handelt es sich hierbei in 
welchen Mengen und bei welchen Prozessen und welchen Firmen 
entstehen diese Abfälle? Wenn nein, warum nicht? 


Auf die Antwort zu Fragen 1 und 2 wird verwiesen. Im Rahmen 
des Erlaubnis Verfahrens erhält das DHI umfassende Angaben 
über chemische Zusammensetzung, Mengen, Entstehungspro- 
zesse und Herkunft der Abfälle. 


27. Welche Stoffe werden von den Verbrennungsschiffen emittiert? 


Es handelt sich neben Stickstoff und Sauerstoff der Verbren- 
nungsluft überwiegend um Kohlendioxid, Wasserdampf und 
Chlorwasserstoff, daneben in weit geringeren Konzentrationen 
um Kohlenmonoxid, Chlor, Stickstoffoxide, Spuren anorganischer 
Verbindungen und Spuren von CKW sowie - je nach der Zusam- 
mensetzung des Abfalls - um Fluorwasserstoff, Bromwasserstoff 
und Schwefeldioxid. 


28. Werden alle Stoffe, die emittiert werden, gemessen? Wenn nein, 
warum nicht? 


Einrichtungen zur kontinuierlichen Emissionsüberwachung sind 
wegen der komplizierten Analytik und der hohen Temperaturen 
bei der Verbrennung bisher technisch nicht möglich. Durch die 
vorgeschriebenen und überwachten Verbrennungsbedingungen 
sowie durch die über das Ofen- und Brennersystem festgelegten 
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Parameter wird die organische Emission äußerst gering gehalten; 
sie beläuft sich bei einer Verbrennungsmenge von 40 000 t auf 2 
bis 4 t pro Jahr. 


29. Welche Stoffe bilden sich aus den Emissionen der Verbrennungs- 
schiffe? 


Aus der Verbrennung von CKW entsteht, wie in der Antwort zu 
Frage 27 ausgeführt, insbesondere Chlorwasserstoff, der mit dem 
Meerwasser zu Salzsäure reagiert und neutralisiert wird. 

Die Neubildung von Stoffen wird in der wissenschaftlichen Dis- 
kussion zwar nicht ausgeschlossen, jedoch liegen gesicherte 
Erkenntnisse hierüber für die Verbrennung auf See nicht vor. 


30. Welche einzelnen Stoffe in welchen Konzentrationen wurden bis- 
her 

— in den Sedimenten, 

— im Wasser 
gefunden? 


Im Verbrennungsgebiet haben Untersuchungen auf zahlreiche 
Organochlorverbindungen und Schwermetalle nach der bisheri- 
gen Auswertung folgendes ergeben: 

a) Im Sediment wurden für Hexachlorbenzol (HCB) Konzentratio- 
nen bis 10 ng je Kilogramm Trockengewicht festgestellt. Diese 
Gehalte sind im Vergleich zu anderen Gebieten der Nordsee 
teüweise höher, teüweise niedriger. Nicht erhöht waren die 
Gehalte an polychlorierten Biphenylen (PCB), alpha-Hexa- 
chlorcyclohexan (HCH), gamma-HCH, DDT und deren Abbau- 
produkte, Dieldrin, 1, 2, 4 und 5-Tetrachlorbenzol sowie die 
Schwermetallkonzentrationen. 

b) Im Wasser wurden festgestellt: 

— alpha-HCH mit einer Konzentration von 0,7 bis 1,1 ng und 
gamma-HCH mit einer Konzentration von 0,7 bis 1,2 ng je 
Liter; das entspricht den derzeit in der Nordsee zu beobach- 
tenden Konzentrationen; 

— Hexachlorbutadien in der Nähe des Verbrennungsschiffes 
mit einer Konzentration von 0,04 bis 0,1 ng/1; auf anderen 
Stationen im Verbrennungsgebiet lagen die Konzentratio- 
nen unterhalb der Bestimmungsgrenze (0,02 ng/1). 


31. Vermutet die Bundesregierung noch weitere aus der Verbrennung 
stammende oder aus den Verbrennungsprodukten gebildete Stoffe? 
Wenn ja, welche, und warum werden diese nicht gemessen? 


Zwar kann wissenschaftlich nicht ausgeschlossen werden, daß 
noch weitere Verbrennungsprodukte ins Meer gelangen. Die Aus- 
wertung der bisherigen Analysen hat jedoch keine Hinweise auf 
unbekannte Substanzen ergeben. 
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32. Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung aufgrund der 
neuesten Untersuchungen der Sedimente und des Wassers? 


Die neuesten Untersuchungen haben dazu geführt, daß eine Be- 
sorgnis im Sinne des Hohe-See-Einbringungsgesetzes angenom- 
men wird und Erlaubnisse nur noch erteilt werden, wenn zwin- 
gende öffentliche Interessen vorhegen. 


33. Befinden sich unter den emittierten Stoffen auch Dioxine und 
Furane? 

34. Wurde nach Dioxinen und Furanen überhaupt gesucht? Wenn nein, 
warum nicht? 


Dioxine und Furane werden zur Verbrennung nicht zugelassen; 
sie sind vereinzelt in sehr geringen Konzentrationen bei Testver- 
brennungen festgestellt worden, bei denen stark PCB-haltige Ab- 
fälle sowie Dioxin- und Furan-haltige Abfälle verbrannt wurden. 


35. Für welche Stoffe und in welcher Höhe existieren Grenzwerte in 
den Erlaubnissen zur Verbrennung? 

36. In welcher Höhe sind für chlorierte Kohlenwasserstoffe Grenzwerte 
in den Verbrennungserlaubnissen festgelegt, wie dies der Parla- 
mentarische Staatssekretär Dr. Schulte am 29. September 1988 in 
der Fragestunde des Deutschen Bundestages berichtete? 


Für PCB gilt ein Grenzwert von 5 mg/kg; gegenwärtig wird ge- 
prüft, ob zukünftig die Nachweisgrenze von 0,5 mg/kg pro PCB- 
Einzelverbindung gelten soll. Im übrigen ist bei den in den 
Antragsunterlagen für die Abfallstoffe angegebenen Konzentra- 
tionen gewährleistet, daß die Metallgehalte nur im Spurenbereich 
liegen und für die organischen Stoffe die geforderte hohe Ver- 
nichtungsleistung erreicht wird. Diese Konzentrationen werden 
daher als Grenzwerte zugrunde gelegt. 


37. Welche Stoffe aus deutscher Produktion werden auf der Vulcanus II 
verbrannt? 


Die auf der „Vulcanus 11" verbrannten deutschen Abfälle sind 
grundsätzlich mit denen vergleichbar, die auf der „Vesta" ver- 
brannt werden. Einzelheiten der Zusammensetzung der Abfälle 
sind nicht bekannt, da es für die Verbrennung auf der „Vulcanus 
II" keiner Erlaubnis nach dem Hohe- See-Einbringungsgesetz be- 
darf. 


38. Könnten diese Stoffe auch auf der „Vesta" verbrannt werden? 
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Sofern die Abfälle in ihrer chemischen Zusammensetzung denen 
entsprechen, die auf der „Vesta" verbrannt werden, ist eine 
Erlaubnis bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen möglich. 


39. Ist die Bundesregierung der Ansicht, da sowohl Belgien als auch die 
Bundesrepublik Deutschland das Oslo- und London-Übereinkom- 
men unterzeichnet haben, in Belgien die gleichen Kriterien für die 
Verbrennung angewandt werden müssen? Wenn ja, welche 
Schritte gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, daß dort 
ebenfalls nur solche Stoffe zur Verbrennung gelangen, die auch in 
der Bundesrepublik Deutschland eine Zulassung zur Verbrennung 
erhalten würden? Wenn nein, warum nicht? 


Unterschiedliche Anforderungen können sich daraus ergeben, 
daß in Belgien Erlaubnisse nach Maßgabe der Übereinkommen 
von London und Oslo erteilt werden, während das Hohe-See- 
Einbringungsgesetz Beschränkungen enthält, die über die Inter- 
nationalen Regelungen hinausgehen. Bei den Erlaubnissen zur 
Verbrennung auf der „Vesta" gilt das Hohe-See-Einbringungs- 
gesetz. ' 


40. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, wie es möglich ist, 
daß Abfälle, die auf der „Vesta" nicht verbrannt werden dürfen, auf 
der Vulcanus II verbrannt werden? 


Der Bundesregierung hegen keine Erkenntnisse darüber vor, ob 
auf der „Vulcanus II" Abfälle verbrannt werden, die auf der 
„Vesta" nicht verbrannt werden dürfen. 


41. Wie will die Bundesregierung zukünftig verhindern, daß Abfälle 
aus bundesdeutscher Produktion, auf Schiffen, die unter ausländi- 
scher Flagge fahren und in ausländischen Häfen beladen werden, 
verbrannt werden? 


Auf die in der Vorbemerkung genannten Maßnahmen zur Beendi- 
gung der Verbrennung von Abfällen auf Hoher See und die Zu- 
ständigkeit der Länder wird verwiesen. 


42. Sind der Bundesregierung Pläne bekannt, nach denen das Verbren- 
nungsschiff „Vesta" ausgeflaggt werden soll und dann unter ande- 
rer Flagge die Verbrennung weiterhin betrieben werden soll? 


Der Bundesregierung sind keine aktuellen Ausflaggungspläne 
bekannt. 


43. Wo lagern die zur Verbrennung bestimmten Abfälle vor ihrer Ver- 
ladung auf die Verbrennungsschiffe? 


Diese Abfälle werden bis zum Abtransport in Tanklagern zur 
Sammlung von CKW-haltigen Abfällen untergebracht. 
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44. Über welche abfall- und immissionsrechtlichen Genehmigungen 
verfügen diese Zwischenlager? 


Der Bundesregierung liegen hierüber keine Erkenntnisse vor. Auf 
die Vorbemerkung wird verwiesen. 


45. Auf welchen Wegen und mit welchen Verkehrsmitteln werden die 
Abfälle zum Verladehafen transportiert? 


Die vom DHI zur Seeverbrennung zugelassenen Abfälle werden 
über Binnentankschiffe nach Antwerpen transportiert. 


46. In welchen Häfen erfolgt die Verladung auf das Verbrennungs- 
schiff, und in welchen Häfen wird zukünftig diese Verladung statt- 
finden? 

47. Welche Häfen in der Bundesrepublik Deutschland eignen sich nach 
Ansicht der Bundesregierung um diese Abfälle zu verladen? 


Die Verladung erfolgt gegenwärtig in Antwerpen. Ob die Ver- 
ladung künftig in einem anderen Hafen erfolgt, hat die Bundes- 
regierung nicht zu entscheiden. Sofern die Verladung in einem 
deutschen Hafen vorgenommen werden soll, muß die betroffene 
Industrie entsprechende Anträge stellen, die von den zuständigen 
Landesbehörden zu prüfen und zu bescheiden sind. 


48. Ist es möglich, einen Teil der Abfälle, die verbrannt werden, wie- 
derzuverwerten? Wenn ja, welche Stoffe sind dies und warum wird 
dies nicht gemacht? 

49. Wäre es möglich, einen Teil dieser Abfälle zu recyclen, wenn diese 
getrennt eingesammelt werden würden? Wenn ja, warum werden 
diese nicht getrennt gesammelt? 


Ein Teil dieser Abfälle wird bereits betriebsintern wiederaufberei- 
tet oder durch externe Regenerateure aufgearbeitet. Die Länder 
prüfen verstärkt, ob zusätzliche Mengen an CKW-haltigen Abfäl- 
len aufgearbeitet werden können. 


50. Wäre es möglich, einen Teil oder alle Abfälle an Land zu lagern, bis 
entsprechende Entsorgungskapazitäten geschaffen sind? 


Nach Auskunft der Industrie ist eine Zwischenlagerung nicht 
möglich. 


51. Plant die Bundesregierung ein ehemaliges Raffineriegelände in 
Emden zukünftig zur Zwischenlagerung von Abfällen für die See- 
verbrennung zu nutzen? 
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Nein. Die Bundesregierung ist jedoch über Pläne der Wirtschaft 
unterrichtet, in Emden Möglichkeiten für eine Zwischenlagerung 
zu schaffen. Die erforderlichen Verwaltungsentscheidungen sind 
von den zuständigen Landesbehörden zu treffen. 


52. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung, daß das Grundwas- 
ser und der Erdboden des ehemaligen Raffineriegeländes in Emden 
schon jetzt durch seine bisherige Nutzung mit chlorierten Kohlen- 
wasserstoffen verseucht ist? 


Der Bundesregierung hegen hierüber keine Erkenntnisse vor. Auf 
die Vorbemerkung wird verwiesen. 


53. Wie ist es möglich, daß Abfallstoffe, die nach deutschem Recht 
keine Erlaubnis zur Verbrennung auf See bekommen, eine Ex- 
portgenehmigung auf Grund des § 13 Abs. 2 AbfG erhalten können 
und dadurch zur Verbrennung auf die Vulcanus II gelangen? 


Für Abfälle, die auf der „Vulcanus II" verbrannt werden, ist keine 
Verbrennungserlaubnis nach dem Hohe-See-Einbringungsgesetz 
erforderlich. Voraussetzung für die Erteilung von Exportgenehmi- 
gungen ist allerdings, daß die zuständige Landesbehörde festge- 
stellt hat, daß eine Entsorgung an Land nicht möglich ist und der 
Antragsteller eine Erlaubnis des Empfängerstaates vorlegt. 


54. Welche Gründe hat die Bundesregierung, die Entscheidungen über 
Verbrennungsgenehmigungen vom Bundesverkehrsministerium 
aussprechen zu lassen? Ist es die Auffassung der Bundesregierung, 
daß es sich bei der Entsorgung von halogenierten Kohlenwasser- 
stoffen in erster Linie um ein Transportproblem handelt? 


Für Erlaubnisse ist nach dem Hohe-See-Einbringungsgesetz das 
DHI zuständig, das verschiedenartige Aufgaben hat, aber insge- 
samt zum Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr ge- 
hört. 
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